Pflichten des Beamten
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Aus seiner Stellung erwachsen dem Beamten besondere Pflichten, die im Hess. Beamtengesetzes festgelegt sind. Eine erschöpfende Aufzählung aller Beamtenpflichten

ist nicht möglich. Die wesentlichsten Pflichten können jedoch in drei große Gruppen eingeteilt werden, und zwar in staatspolitische Pflichten, in

Pflichten bei der Amtsausübung und in außerdienstliche Verhaltenspflichten

Leitsätze

	I.

Staatspolitische Pflichten

	Pflicht
	Grundlage

	Treuepflicht

Alle Beamten sind verpflichtet, sich jederzeit durch ihr gesamtes (auch außerdienstliches) Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten
	§ 7 BeamtStG
§ 33 BeamtStG
§ 34 BeamtStG



	Unparteilichkeit

Der Beamte ist Diener des ganzen Volkes, nicht einer einzelnen Partei
	§ 33 BeamtStG

	Mäßigung und Zurückhaltung bei politischer Tätigkeit

Das Gebot gilt auch bei politischer Betätigung außerhalb des Dienstes.
	§ 33 BeamtStG 

	Streikverbot

Der Beamte ist kein Arbeitnehmer. Das Streikverbot gilt auch für „streikähnliche Handlungen“
	Das Streikverbot gehört zu den hergebrachten Grundsätzen

des Berufsbeamtentums in Artikel 33 Abs. 5 GG 

+ BVerwG 53,330, ZBR 1978, 101

	Diensteid

Verdeutlicht die besondere Verpflichtung des Beamten zum Staat und seinem Dienstherrn
	§ 72 HBG


	II.

Pflichten bei der Amtsausübung

	Pflicht
	Grundlage

	Dienstleistungspflicht

Der Beamte hat sich mit vollem persönlichem Einsatz seinem Beruf zu widmen   
	§ 34 BeamtStG

	Arbeitszeit

Zu dem Begriff der Arbeitszeit gehört nicht nur die wöchentliche Arbeitszeit, sondern auch die Regelungen zur Teilzeitarbeit und Altersteilzeit


	§ 85 ff HBG

ArbZVO

	Mehrarbeit

Über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus muss der Beamte Dienst leisten (und zwar ohne Entschädigung), wenn es zwingende dienstliche Verhältnisse erfordern und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle beschränkt. Übersteigt die angeordnete Mehrarbeit 5 Stunden im Monat, so kann nach BBesG und der VO über die Gewährung von Mehrarbeitsvegütung eine Mehrarbeitsvergütung gewährt werden.
	ArbZVO



	Übernahme einer Nebentätigkeit

Der Beamte ist – wenn die näher bestimmten Voraussetzungen zutreffen - auf Verlangen der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Behörde verpflichtet, eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst zu übernehmen und fortzuführen.
	§ 78 HBG

	Uneigennützigkeit

Es ist seine oberste Pflicht, sein Amt ohne Ansehen der Person und ohne Rücksicht auf persönliche Vorteile zu verwalten.
	§ 34 BeamtStG

	Belohnungen oder Geschenke

Der Beamte darf auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses Belohnungen oder Geschenke nur mit der Zustimmung der obersten oder sonst zuständigen Dienstbehörde annehmen.
	§ 84 HBG

	Gehorsamspflicht

Der Beamte unterliegt der Gehorsamspflicht. Im Gegensatz zum Richter ist er weisungsgebunden
	§ 35 BeamtStG

	Amtsverschwiegenheit, Aussageverbot, Auskünfte an die Presse, Herausgabe dienstlicher Unterlagen


	§ 37 BeamtStG
§ 75 HBG

§ 76 HBG

§77 HBG

	Bürgerfreundliches Verhalten

Diese Verpflichtung umfasst die Pflicht zum gesetzmäßigen Handeln, weil der Beamte hierfür die volle Verantwortung trägt, genauso wie die Pflicht zum unparteiischen und  gerechten handeln. Auch die Pflicht, die zum Schutz des Bürgers erlassenen Verfahrensvorschriften zu beachten gehört genauso dazu wie die Beratungs- und Auskunftspflicht..
	§ 35 BeamtStG
§ 36 BeamtStG



	Wohnsitz und Wohnung

Der Beamte hat seine Wohnung so zu nehmen, dass er in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigte wird.

Unter besonderen dienstlichen Verhältnissen kann für Beamte angeordnet werden, sich während der dienstfreien Zeit in erreichbarer Nähe des Dienstortes aufzuhalten (Rufbereitschaft).
	§ 87 HBG

§ 88 HBG

	Dienstkleidung

Die oberste Dienstbehörde erlässt nach Richtlinien der Landesregierung die Bestimmungen über Dienstkleidung und Amtstracht. 
	§ 89 HBG

	Verpflichtungen im Ruhestand und als frühere Beamte

Einige Berufspflichten sind so bedeutend, dass sie das (aktive) Beamtenverhältnis überdauern. Dies kommt in den einschlägigen Vorschriften durch die Formulierung „… auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses“ zum Ausdruck. Auf den Grund für die Beendigung kommt es dabei nicht an.

Solche Pflichten sind z.B.:

· die Amtsverschwiegenheit

· die Verpflichtung, dienstliche Unterlagen herauszugeben

· das Verbot, Belohnungen und Geschenke anzunehmen

weitere Pflichten:

·   erneute Berufung in das Beamtenverhältnis wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen

· Verbot der Betätigung gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung

· Verbot der Teilnahme an Bestrebungen, die sich gegen den Bestand oder die Sicherheit der BRD oder Hessen richten

Verstöße gelten als Dienstvergehen im Sinne des § 90 HBG und hätten Disziplinarrechtliche Folgen.
	


	III.

Außerdienstliches Verhalten

	Pflicht
	Grundlage

	Nicht nur im Dienst, sondern auch außerhalb des Dienstes muss das Verhalten des Beamten der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, das sein Amt erfordert.

Außerhalb des Dienstes, also außerhalb der Dienstzeit, im familiären Bereich, bei privatwirtschaftlicher Tätigkeit oder im Urlaub hat der Beamte grundsätzlich keine anderen Pflichten als die, die jeder Staatsbürger nach den Sittengesetzen der sozialen Gemeinschaft zu erfüllen hat. Es ist heute nicht mehr gerechtfertigt, ihm auch im Privatleben eine Sonderstellung einzuräumen und ihn sozusagen zum "Musterbürger« oder zum "Vorbild für alle" machen zu wollen.

Maßgebend für das geforderte Verhalten im Privatleben ist das Amt, das dem Beamten übertragen ist. An ihm wird auch allein gemessen werden können, ob ein Dienstvergehen vorliegt, das disziplinarische Folgen nach sich zieht. Ein solches Dienstvergehen kann durch ein außerdienstliches Verhalten dann begangen werden, wenn es nach den Umständen des Einzelfalls in besonderem Maße geeignet ist, das Vertrauen in einer für ihr Amt bedeutsamen Weise zu beeinträchtigen (§ 47 BeamtStG).
Die zahlreichen Einschränkungen lassen schon erkennen, dass nicht jedes Fehlverhalten auch disziplinarisch durch den Dienstherrn zu untersuchen oder gar zu ahnden ist. Z. B. stellt nicht jede fahrlässige Verletzung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften ein Dienstvergehen dar. Anders dagegen, wenn der Beamte grob rücksichtslos gehandelt oder sonstige erschwerende Umstände hinzukommen. Bei vorsätzlichen Verstößen gegen Strafgesetze, insbesondere Eigentums- oder Vermögensdelikte, wird (soweit es sich nicht um leichte Fälle handelt oder besondere Umstände vorliegen) die Verpflichtung zu achtungs- und vertrauenswürdigem Verhalten verletzt sein. Bei Betätigung im öffentlichen Leben bzw. bei politischer Betätigung hat sich der Beamte auch außerdienstlich zu mäßigen und zurückzuhalten.


	§ 7 BeamtStG

§ 33 BeamtStG

§ 34 BeamtStG

§ 47 BeamtStG




PAGE  
© Reiner Holzhausen 12/2011
Seite 2 von 3

